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Le Chef du Département politique, G. Motta, 
au Ministre de Suisse à Vienne, Ch. D. Bourcart

Copie
L BM. Bern, 28. November 1921

In Ihrem Schreiben B. 1.21.6. vom 18. November1 ersuchen Sie uns um 
Instruktionen über Ihr Verhalten bei einer allfälligen Anfrage von österreichi­
scher oder deutscher Seite über die Stellungnahme der schweizerischen Regie­
rung zu der Frage eines eventuellen Anschlusses Österreichs an das deutsche 
Reich.

Wie es Ihnen bekannt sein dürfte, ist von massgebender Stelle aus stets unzwei­
deutig erklärt worden, dass ein Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich den 
schweizerischen Interessen nicht entspreche.

Ein deutsches Österreich oder schon allein ein deutsches Vorarlberg würde die 
Schweiz in einer für ihre politische und wirtschaftliche Existenz höchst bedrohli­
chen Weise an der Ostgrenze umklammern und sie vom freien Verkehr über den 
Arlberg nach Osteuropa und dem Balkan abschneiden und uns in dieser Richtung 
von unserem mächtigsten Konkurrenten abhängig machen. Schon Herr Bundes­
rat Calonder hat am 22. November 1919 im Ständerat darauf hingewiesen, dass 
die Schweiz mit allen Mitteln trachten müsse, diese Umklammerung zu verhin­
dern, da vitale Interessen für uns in Frage stünden. Der Unterzeichnete hat eben­
falls keine Gelegenheit Vorbeigehen lassen, um diesen Standpunkt mit aller Ent­
schiedenheit zu vertreten.

Was die von Ihnen berührte Vorarlberger-Frage anbetrifft, wünscht der Bun­
desrat auch heute aufrichtig, dass Österreich, wie es aus dem Friedensvertrag her­
vorgegangen ist, lebe und sich entwickle. Unsere Politik wird sich auch in Zukunft 
an diese Linie halten. Sollte Österreich, wider Erwarten und gegen den Wunsch 
und das Interesse der Schweiz, sich auflösen, dann müsste die Schweiz das freie 
Entschliessungsrecht für Vorarlberg verlangen. Das war und ist der Standpunkt 
des Bundesrates, und die schweizerische Delegation hat ihn auch anlässlich der 
ersten Völkerbundsversammlung in Genf vertreten. Der Bundesrat wird auch 
fernerhin diese Politik der Reserve und der Sympathie, in Übereinstimmung mit 
der grossen Mehrheit des Schweizervolkes, aufrechterhalten.

Wir verfolgen die Vorgänge an der Ostgrenze unseres Landes mit der grössten

1. Non reproduite. Dans cette lettre, le Ministre Bourcart rapportait: /.../E iner meiner Mitarbei­
ter wurde neulich bei einem Frühstück auf der deutschen Botschaft vom deutschen Gesandten 
ganz beiläufig und diskret nach der Stellungnahme der schweizerischen Öffentlichkeit und der 
schweizerischen Regierung zu der Frage eines eventuellen Anschlusses Österreichs an das deut­
sche Reich sondiert. — Mein M itarbeiter antwortete ausweichend /.../(E  2001 (B) 3 /10 ). Motta 
a noté en tète de ce document: Il a toujours été proclamé que l’union de l’Autriche avec l’Empire 
allemend serait contraire aux intérêts suisses. La Légation à Vienne n ’a qu’à se tenir à cette 
maxime. 26.XI.21. M.
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Aufmerksamkeit, aber auch mit der Zurückhaltung, die durch die Um stände 
geboten erscheint, und wir ersuchen Sie und Ihre M itarbeiter, sich in Ihren allfälli­
gen Äusserungen zu den aufgeworfenen Fragen an diese Richtlinien zu halten.

138
E 1004 1/281

C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 2 décembre 1921

3458. Schweizerisch-deutscher Vergleichs- und Schiedsgerichtsvertrag1

Mündlich

Das politische D epartem ent unterbreitet dem Rat den zwischen dem schwei­
zer. Unterhändler, Prof. Dr. Max Huber, und dem deutschen U nterhändler, 
Geheim rat Gaus, vereinbarten Text eines schweizerisch-deutschen Vergleichs­
und Schiedsgerichtsvertrages. Der V orsteher des politischen D epartem entes 
führt dazu folgendes aus:

«Die Schweiz habe sich allen Staaten gegenüber anerboten, Schiedsverträge 
abzuschliessen. Leider sei bis anhin einzig das Deutsche Reich auf dieses A ner­
bieten eingegangen. Aus dem vorliegenden Vertragsentw urf sei folgendes her­
vorzuheben:

Der Ton der beiden ersten Absätze der Einleitung zum Vertrag sei etwas 
warmherziger, als er bis anhin bei Schiedsverträgen in der Regel gewesen sei; 
doch erscheinen diese Einleitungssätze gleichwohl annehm bar.

Der in den bisherigen Schiedsverträgen meist anzutreffende Vorbehalt derje­
nigen Streitigkeiten, die die Unabhängigkeit, die U nversehrtheit des Gebietes 
oder andere höchste Lebensinteressen der Vertragsstaaten betreffen, habe auch 
im vorliegenden Vertrag nicht gänzlich unterdrückt werden können. Jedoch sei er 
in Art. 4 in der Weise wesentlich gemildert, dass er nur m ehr als Einwand erhoben 
werden könne, der, wenn er von der Gegenpartei als zutreffend anerkannt werde, 
die Verweisung der Streitigkeit in das Vergleichsverfahren zur Folge habe, wäh­
rend er, wenn er von der Gegenpartei nicht als zutreffend anerkannt werde, seine 
Erledigung im Schiedsgerichtsverfahren selbst finden soll. Diese Lösung dürfe, 
namentlich auch mit Rücksicht auf die Bestimmungen über die Zusam m enset­
zung des Schiedsgerichtes, als befriedigend bezeichnet werden.

W ährend der Verhandlungen sei das politische D epartem ent darauf aufm erk­
sam gemacht worden, dass es doch befremdlich und bedauerlich wäre, wenn die 
aus der Kriegszeit stammenden A nstände zwischen der Schweiz und Deutschland 
der Schiedsgerichtsbarkeitsvereinbarung entzogen sein sollten. Die Anwendung

1. Pour cette question, cf. aussin11111. Les principes suisses pour les traités d ’arbitrage sont fixés
dans le Message du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale du 11 décembre 1919, cf. FF, 1919, 
vol. V, pp. 809—826.
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